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An den Herrn 
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Betr. : Agrarpolitik 

Bezug: Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/1145 — 


Die vorgenannte Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU zur Agrarpolitik beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das seit 
Dezember 1969 festzustellende Sinken der Er- 
zeugerpreise für zahlreiche landwirtschaftliche 
Produkte und das gleichzeitige Ansteigen der 
Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebs- 
mittel und Löhne im Lichte ihrer Aussage in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969, 
daß sich die Landwirtschaft zu einem gleich- 
rangigen Teil unserer modernen Volkswirt- 
schaft entwickeln soll, „der an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung in 
vollem Umfang teilnimmt"? 

Zunächst muß festgestellt werden, daß die aufwer- 
tungsbedingten Verluste der deutschen Landwirt- 
schaft durch jährliche Ausgleichszahlungen in Höhe 
von 1,7 Mrd. DM voll abgedeckt werden. 

Die seit Januar 1970 zu beobachtende Preisentwick- 
lung ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen. 
Während die DM-Aufwertung die Erzeugerpreise 
absinken ließ, bewirkten andere Faktoren, wie z. B. 
die Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaften 
zum Abbau der Uberschußbestände und die kon- 
junkturbedingte Nachfragesteigerung, eine für die 
landwirtschaftlichen Erzeuger relativ günstige Ent- 
wicklung der Preise, aber auch einen Anstieg be- 
stimmter Einkaufspreise für Betriebsmittel. 

Dieser Sachverhalt wird auch durch die Preis-Kosten- 
Entwicklung im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1969/70 bestätigt. Der Index der Erzeugerpreise 
landwirtschaftlicher Produkte ohne Mehrwertsteuer, 
der weder die direkten Ausgleichszahlungen noch 
den mehrwertsteuerlichen Ausgleich berücksichtigt, 
stieg mit 3,6 °/o stärker an als die Betriebsmittel- 
preise mit 3,3 °/o. Zieht man zudem die wahrschein- 


liche Entwicklung der landwirtschaftlichen Verkaufs- 
erlöse und den für die Landwirtschaft von der 
Bundesregierung durchgesetzten Aufwertungsaus- 
gleich in Höhe von jährlich 1,7 Mrd. DM in Betracht, 
so hat die Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1969/70 
durchaus an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung teilgenommen. 


2. Erkennt die Bundesregierung an, daß infolge 
der gestiegenen Kosten eine rentable Land- 
wirtschaft auch in gut strukturierten Betrieben 
nur durch eine der allgemeinen Preis- und 
Lohnentwicklung angepaßte Anhebung der 
Agrarpreise aufrechterhalten werden kann? 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß bei der in 
der Antwort zu Frage 1 dargestellten Preisentwick- 
lung in gut strukturierten Betrieben unter Berück- 
sichtigung des Aufwertungsausgleichs derzeit die 
Rentabilität nicht beeinträchtigt wird. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß auch die 
Preisentwicklung ein entscheidender Faktor für die 
Rentabilität landwirtschaftlicher Betriebe ist. Sie ist 
sich aber darüber im klaren, daß das einkommens- 
politische Ziel ebenso eine konsequente Struktur-, 
Sozial- und Regionalpolitik erfordert. 


3. Hält die Bundesregierung an ihrer Aussage im 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 fest, nach der „es 
für den Landwirt zweitrangig sein dürfte, ob 
sich das wirtschafts- und sozialpolitisch not- 
wendige Einkommen aus überhöhten Preisen 
auf Kosten des Verbrauchers oder aus 
niedrigeren Preisen zu Lasten des öffentlichen 
Haushalts herleitet"? 

Die Bundesregierung hält die Aussage im Jahres- 
wirtschaftsbericht 1970, die allein auf die Sicht des 
Landwirts abgestellt ist, für richtig. 


Drude: Then6e Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1303 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Das EWG-Interventionssystem sichert den Land- 
wirten aus einkommenspolitischen Gründen bei den 
wichtigsten Produktgruppen Preise zu, die über dem 
mutmaßlichen Gleichgewichtspreis liegen, der sich 
ohne staatliche Interventionen am Markt bilden 
würde. Angesichts der Uberschußsituation und der 
damit verbundenen Kosten hat die Bundesregierung 
alle Möglichkeiten geprüft, um die Marktordnungs- 
ausgaben zu verringern. Eine Preissenkung würde 
bei gleichzeitigem schematischen Einkommensaus- 
gleich die unzumutbaren wirtschaftlichen und sozialen 
Härten für die Landwirtschaft zwar vermeiden und 
die Verbraucher nicht direkt belasten, dagegen er- 
heblich höhere Aufwendungen der öffentlichen 
Haushalte für die gemeinsame Agrarpolitik mit sich 
bringen. 

Dies setzt aber einem derartigen Vorhaben enge 
Grenzen. Im übrigen haben schon frühere Bundes- 
regierungen stets unter Abwägung allgemeiner 
wirtschaftspolitischer Belange je nach Produkt dar- 
über beschlossen, ob das notwendige Einkommen 
der Landwirtschaft über vergleichsweise hohe Preise 
zu Lasten des Verbrauchers oder mit Hilfe von 
direkten Einkommensübertragungen zu Lasten des 
öffentlichen Haushalts gewährleistet werden soll. 


4. Kann die Bundesregierung angeben, wie sich 
in überschaubarer Zukunft Preise und Kosten 
für die deutsche Landwirtschaft entwickeln 
werden? 

Alle bisher bekannten Prognosen gehen davon aus, 
daß die Agrarpreise in der Zukunft tendenziell 
steigen werden. Uber die tatsächliche Höhe des 
langfristigen Preisanstiegs läßt sich jedoch keine 
gesicherte quantitative Aussage machen, da der 
preisliche Spielraum in der Zukunft von dem erreich- 
baren Gleichgewicht des EWG-Marktes abhängt. 

Es ist anzunehmen, daß der Index für die Preisent- 
wicklung von Betriebsmitteln vor allem unter dem 
Einfluß der Preisentwicklung für industriell gewerb- 
liche Bedarfsgüter in Zukunft ansteigen wird. Es ist 
jedoch darauf hinzuweisen, daß die effektive Kosten- 
entwicklung in den landwirtschaftlichen Betrieben 
in entscheidendem Maße von den Rationalisierungs- 
erfolgen und den Möglichkeiten der Produktivitäts- 
steigerung beeinflußt wird. Insofern besitzt der Ver- 
lauf globaler Kostenindizes nur eine beschränkte 
Aussagekraft für die Rentabilitätsentwicklung land- 
wirtschaftlicher Betriebe. 

Die Anstrengungen der Landwirtschaft um eine 
weitere Rationalisierung ihrer Betriebe und damit 
einer Verbesserung des Ertrags-Aufwandsverhält- 
nisses werden von der Bundesregierung, insbeson- 
dere durch das neue einzelbetriebliche Förderungs- 
programm, wirksam unterstützt werden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, bei den bevor- 
stehenden Preis Verhandlungen im Ministerrat 
in Brüssel im Rahmen der allgemeinen notwen- 
digen Preiserhöhung für Agrarprodukte vor 
allem für eine merkliche Anhebung der Futter- 


getreidepreise einzutreten und dafür so sorgen, 
daß auch im Interesse der Herstellung des 
Marktgleichgewichts bei Milch und Milchpro- 
dukten der Rinderorientierungspreis ange- 
hoben wird; und ist die Bundesregierung auch 
bereit, diese Forderungen durchzusetzen? 

Entsprechend dem Auftrag der Staats- und Regie- 
rungschefs anläßlich der Haager Gipfelkonferenz 
sind die Agrarminister gehalten, sich intensiv mit 
dem Problem der Agrarüberschüsse zu befassen. 

Der Ministerrat wird ferner um die Jahreswende 
1970/71 die Preis Vorschläge der Kommission für das 
Wirtschaftsjahr 1971/72 beraten. 

An der grundsätzlichen Auffassung der Bundesregie- 
rung zur Agrarpreispolitik hat sich nichts geändert. 

• ( 

6. Wird die Bundesregierung die Bestrebungen 
der EG-Kommission auf Änderung der Quali- 
tätsbestimmungen bei Getreide ablehnen, und 
wird sie einer Änderung der Interventions- 
bestimmungen für Getreide, die sich vor allem 
in marktfemen Gebieten erzeugerpreismin- 
dernd auswirkt, gleichfalls widersprechen? 

Die Bundesregierung hält grundsätzlich eine Ver- 
besserung der Getreidequalitäten für notwendig. Sie 
wird jedoch nur solche Maßnahmen unterstützen, 
die sich insgesamt positiv für die deutsche Land- 
wirtschaft auswirken. 

In den Verhandlungen über die Getreidepreise und 
Interventionsbestimmungen für Getreide für das 
Wirtschaftsjahr 1970/71 konnte die Bundesregierung 
die unveränderte Übernahme der bisherigen Inter- 
ventionspreise und Qualitätsanforderungen für die 
Intervention entgegen den Änderungswünschen der 
Kommission und der anderen EWG-Mitgliedstaaten, 
die auf eine wesentliche Verschärfung hinausliefen, 
durchsetzen. 

Sie wird sich auch in den bevorstehenden Verhand- 
lungen gegen eine einseitige Belastung der deut- 
schen Landwirtschaft wenden. 

Soweit Preiskorrekturen in einigen Überschuß- 
gebieten der Bundesrepublik zur Verbesserung der 
Wettbewerbsstellung innerhalb der EWG bei 
Weizen notwendig sind, wird sie ihnen nur zustim- 
men, wenn gleichzeitig Kompensationsmöglichkeiten 
gefunden werden. 


7. Kann die Bundesregierung eine plausible Er- 
klärung dafür geben, warum seit ihrem Amts- 
antritt trotz sinkender Erzeugerpreise für 
Agrarprodukte die Nahrungsmittelpreise für 
die Verbraucher angestiegen sind, und steht 
diese Entwicklung nicht im krassen Gegensatz 
zu den Voraussagen der Bundesregierung, wo- 
nach aufwertungsbedingt die deutschen Ver- 
braucher in den Genuß sinkender Preise für 
Nahrungsmittel kommen können, und sind die 
Verbraucher nicht getäuscht worden? 

Eine unterschiedliche Entwicklung der Erzeuger- und 
Verbraucherpreise ist nicht erst seit dem Amtsantritt 
der jetzigen Bundesregierung festzustellen. So sind 
z. B. - wie sich aus einer neueren Darstellung der 
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EG-Kommission ergibt - die Erzeugerpreise für 
Weizen von 1958 bis 1968 um rund 11 °/o gesunken, 
während sich die Verbraucherpreise für Brot im 
gleichen Zeitraum um 47 °/o erhöht haben. Diese 
Entwicklung ist im wesentlichen einmal auf Rationa- 
lisierungsmaßnahmen im Erzeugerbereich, anderer- 
seits auf stärkere Kostenbelastungen der Ver- 
arbeiter und des Handels aufgrund gestiegener An- 
forderungen der Verbraucher zurückzuführen. 

In neuerer Zeit hat sich der Index der Erzeuger- 
preise (ohne Mehrwertsteuer) von 105,9 im August 
1969 auf 109,1 im Dezember erhöht; im Januar 1970 
lag er bei 106,4, Von diesem Zeitpunkt an begann 
die DM-Aufwertung zu wirken. Erst ab April ging 
der Index der Erzeugerpreise zurück. Den Erlösein- 
bußen der Landwirtschaft ist durch den Aufwer- 
tungsausgleich Rechnung getragen worden. 

Die Verbraucherpreise für Nahrungsmittel hatten 
- gemessen an dem Teilindex für die Nahrungs- 
mittel der Lebenshaltungskosten aller privaten 
Haushalte (ohne Genußmittel und ohne Verzehr in 
Gaststätten) - 1969 im Juni mit 114,5 den höchsten 
Stand. Er sank dann bis Oktober auf 112,9; ab 
November stieg der Index und erreichte im Juni 
dieses Jahres mit 117,6 seinen höchsten Stand. Diese 
Zunahme war überwiegend auf jahreszeitliche und 
konjunkturelle Einflüsse zurückzuführen. In den 
letzten Jahren wies der Index für die Nahrungs- 
mittel aus saisonalen Gründen im Spätsommer bis 
Herbst jeweils den tiefsten Stand aus. Dann trat bis 
zur Jahresmitte ein Preisanstieg ein. Eine gewisse 
Ausnahme machte in Auswirkung der Rezession 
lediglich die Zeit Oktober 1967 bis Mitte 1968. In- 
zwischen ist der Teilindex für Nahrungsmittel auf 
114,7 im September 1970 zurückgegangen; er liegt 
damit nur noch um 1,3 °/o über dem Stand von Sep- 
tember 1969. 

Voraussagen der Bundesregierung über die Ent- 
wicklung der Verbraucherpreise für Nahrungsmittel 
existieren nicht. Die Bundesregierung hat allerdings 
zu Beginn des Jahres darauf hingewiesen, daß eine 
Reihe von Nahrungsmitteln nach dem Wirksam- 
werden der DM-Aufwertung im Agrarbereich (1. Ja- 
nuar 1970) billiger werden könnte, wenn die auf- 
wertungsbedingten Preissenkungen voll an den 
Verbraucher weitergegeben würden. In der Tat sind 
die Verbraucherpreise für einige Nahrungsmittel 
(Eier, Butter, Zucker, Käse, Fleisch, Geflügel) zeit- 
weise gesunken. Aufgrund der starken Nachfrage 
und weiterer Kostensteigerungen in den verschiede- 
nen Marktstufen sind die Preisrückgänge in der 
Zwischenzeit allerdings zum Teil wieder ausge- 
glichen worden. Es kann aber kein Zweifel bestehen, 
daß die Aufwertung einen stärkeren Preisauftrieb 
verhindert hat. Die Aufwertung wäre sicher noch 
wirksamer gewesen, wenn sie früher erfolgt wäre. 
Von einer Täuschung der Verbraucher durch die 
Bundesregierung kann nicht die Rede sein. 


8. Weist die im Jahreswirtschaftsbericht 1970 ent- 
haltene Aussage (zitiert in Frage 3) der Bun- 
desregierung darauf hin, daß sie in einer 
erweiterten EWG dem britischen Agrar- 


stützungssystem oder einer Variante davon 
positiv gegenübersteht, oder welche Vor- 
stellungen hat sie sonst zu einer möglichen 
Änderung des bisherigen Agrarsystems in der 
EWG? 

Alle Beitrittskandidaten haben sich bereit erklärt, 
das gemeinsame Marktsystem einschließlich der 
gemeinsamen Preisstützung zu übernehmen. Die da- 
durch entstehenden Anpassungsprobleme in den 
beitrittswilligen Ländern sollen durch noch auszu- 
handelnde Übergangsregelungen gelöst werden. Die 
Beitrittsverhandlungen machen es daher nicht erfor- 
derlich, eine grundsätzliche Änderung des EWG- 
Agrarsystems ins Auge zu fassen. Die Frage ist 
daher nicht aktuell. 

Dies schließt allerdings nicht aus, daß die Bundes- 
regierung Vorschläge für Modifikationen des gegen- 
wärtigen Systems, die vom Deutschen Bundestag, 
von der Wissenschaft oder vom Berufsstand gemacht 
werden, sorgfältig prüfen wird. 


9. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, 
um die negativen Auswirkungen möglicher 
weiterer Wechselkursänderungen auf die 
Landwirtschaft zu verhindern, und 

a) wie will die Bundesregierung bei einer evtl. 
Einführung einer größeren Flexibilität im 
internationalen Währungssystem schäd- 
liche Auswirkungen auf das deutsche Agrar- 
preisniveau und das EWG-AbschÖpfungs- 
system verhindern, und 

b) ist die Bundesregierung noch der Auffas- 
sung, daß die in den aufwertungsbedingten 
Verlustausgleich für die Landwirtschaft ein- 
kalkulierte Preissenkung bei Betriebs- 
mitteln in Höhe von rd. 100 Millionen DM 
eingetreten ist, oder ist sie der Auffassung, 
daß die Preise für Betriebsmittel im Gegen- 
teil beträchtlich angestiegen sind, und 

c) wie gedenkt die Bundesregierung die durch 
den degressiven Abbau des Aufwertungs- 
ausgleichs entstehenden Einnahmeverluste 
der Landwirtschaft auszugleichen und die in 
der Zwischenzeit eingetretene Kaufpreis- 
minderung des Flächenausgleichs aufzu- 
fangen? 

Die agrarpolitischen Konsequenzen der beiden 
Paritätsänderungen der Mitgliedstaaten der EWG 
im vergangenen Jahr haben einen wesentlichen An- 
stoß in der Gemeinschaft gegeben, den fortgeschrit- 
tenen Integrationsstand im Agrarsektor in anderen 
Bereichen beschleunigt nachzuvollziehen. Dies ist 
auch klar in dem Schlußkommunique der Haager 
Gipfelkonferenz zum Ausdruck gekommen, zu deren 
Gelingen die Bundesregierung entscheidend beige- 
tragen hat. 

Die intensiven Bemühungen zur Schaffung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion haben eine konkrete 
Form in den verschiedenen Stufenplänen gefunden. 
Der günstige Stand der Arbeiten der „Werner- 
Gruppe" läßt erwarten, daß der bisher zurück- 
hängende Integrationsstand in der Wirtschafts- und 
Währungspolitik eingeholt wird und damit funda- 
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mentale außenwirtschaftliche Ungleichgewichte in- 
nerhalb der EWG als Grund für Wechselkursände- 
rungen nicht mehr auftreten. 

Die Bundesregierung ist sich der Problematik einer 
unzureichend integrierten Wirtschafts- und Wäh- 
rungspolitik für den gemeinsamen Agrarmarkt und 
der daraus resultierenden Schwierigkeiten für die 
Landwirtschaft durchaus bewußt. Im übrigen ist 
eine Wechselkursänderung der DM nicht aktuell. 

Zu a) 

Die Auswirkungen einer größeren Beweglichkeit der 
EWG-Währungen gegenüber anderen Währungen 
sind abhängig von dem Grad der erreichten wirt- 
schafts- und währungspolitischen Integration. Sie 
können erst unter Berücksichtigung des in dem Zeit- 
punkt einer evtl. Einführung erreichten Integrations- 
standes auf diesen Gebieten bestimmt werden. 

Zu b) 

Die aufwertungsbedingten Verluste der deutschen 
Landwirtschaft werden durch die Bereitstellung des 
Aufwertungsausgleichs in Höhe von jährlich 
l r 7 Mrd. DM voll abgedeckt. Eine Darstellung der 
Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen Betriebs- 
gruppen und Produktpreise im einzelnen ist zur Zeit 
ebenso wenig möglich wie konkrete Angaben über 
den Einkommenseffekt des Aufwertungsausgleichs 
auf einzelne Betriebe oder Betriebsgruppen. Aus 
diesem Grunde ist eine endgültige Aussage über 
längerfristige Entwicklungen noch nicht möglich. 

Unter diesem Vorbehalt ist festzustellen, daß der 
Gesamtindex der Betriebsmittelpreise der Landwirt- 
schaft höher ist als im Vorjahr. Dabei ist jedoch zu 
unterscheiden zwischen den unmittelbar von der 
Aufwertung betroffenen Betriebsmitteln wie Futter- 
mittel und gewerbliche Bedarfsgüter, z. B. Bau- und 
Maschinenkosten. 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß sie im Rahmen des Aufwertungsaus- 
gleichs nur für aufwertungsbedingte Verluste und 
nicht etwa für konjunkturelle Entwicklungen beim 
Einkauf von Betriebsmitteln aufkommen kann. Die 
Entwicklung der Produktionsmittelpreise wäre je- 
doch ohne die von der Bundesregierung vollzogene 
Aufwertung noch ungünstiger verlaufen. 

Die von der Bundesregierung aufgestellte Prognose 
über den Aufwertungsverlust der Landwirtschaft 
stützt sich deshalb in erster Linie auf die Erwartung 
von Einsparungen bei zugekauften und importierten 
Futtermitteln. 

Wenn entsprechende Entlastungen beim Futter- 
mittelbezug der Landwirtschaft bisher nicht sichtbar 
geworden sind, so ist folgendes zu berücksichtigen. 
Die Preisentwicklung für Zukauffuttermittel auf Ge- 
treidebasis kann sich nur analog derjenigen für 
Verkaufsgetreide vollziehen. Da bei veränderter 
Ernte- und Weltmarktsituation die Preise zur Zeit 
nicht auf dem Interventionsniveau liegen und dem- 
entsprechend die Preise für Verkaufsgetreide we- 


niger als erwartet gesunken sind, konnten sich die 
Futtermittelpreise bis jetzt nicht im entsprechenden 
Maße verbilligen. Die günstige Erlössituation bei 
Getreide insgesamt kommt jedoch auf der anderen 
Seite der Landwirtschaft voll zugute. 

Zu c) 

Der im Rat der Europäischen Gemeinschaften von 
der Bundesregierung durchgesetzte Aufwertungsaus- 
gleich wurde auf 1,7 Mrd. DM jährlich festgelegt 
und durch bundesgesetzliche Regelungen abge- 
sichert. Eine Überschreitung dieses Betrages ist nicht 
zulässig. Der Aufwertungsausgleich ist insgesamt 
nicht degressiv. Degressiv sind nur die von der Ge- 
meinschaft mitfinanzierten direkten Beihilfen. Je- 
doch wird der Degressionsteil aufgrund der Verord- 
nung 2464/69 des Rates durch mittelbare Ausgleichs- 
zahlungen für Struktur- und Sozialmaßnahmen aus- 
geglichen. 


10. Hält die Bundesregierung es für ein ausge- 
wogenes Verhältnis, wenn sie beschlossen hat, 
den Ansatz für den Bundeshaushalt für 1971 
um über 12% zu erhöhen, die Ansätze für 
einzelne Bundesressorts bis zu 40 % anzu- 
heben, während für den Bereich der nationalen 
Agrarpolitik lediglich eine Anhebung von rund 
2,7 % vorgesehen ist, obwohl bei den Aus- 
gaben für Marktordnungen erhebliche Ein- 
sparungen gegenüber dem Haushaltsansatz 
1970 vorgenommen werden können? 

Für den Bereich der nationalen Agrarpolitik waren 
in dem von der früheren Bundesregierung beschlos- 
senen Finanzplan 1968 bis 1972 (Drucksache V/3299) 
für das Haushaltsjahr 1971 insgesamt 2521 Mill. DM 
eingeplant. In dem von der Bundesregierung jetzt 
vorgelegten Haushaltsentwurf 1971 (Drucksache 
VI/1100 - Anlage) sind für diesen Bereich (einschl. 
920 Mill. DM für den Aufwertungsausgleich) insge- 
samt rund 3962 Mill. DM vorgesehen. Das entspricht 
einer Steigerung um 1441 Mill. DM = 57,2%; läßt 
man den Aufwertungsausgleich außer Betracht, ver- 
bleibt noch immer eine Steigerung um 521 Mill. DM 
= 20,7%. Im übrigen ist die Bundesregierung - wie 
auch frühere Bundesregierungen - der Auffassung, 
daß bei der Aufteilung der im Bundeshaushalt ver- 
fügbaren Mittel Schwerpunkte gebildet werden 
sollen; eine gleichmäßige und undifferenzierte Be- 
rücksichtigung aller Aufgabenbereiche ist dabei 
nicht möglich. Bei dieser Schwerpunktbildung im 
Finanzplan 1970 bis 1974 (Drucksache VI/ 1101) ist 
auch der Bereich „Landwirtschaft" im Rahmen der 
finanzwirtschaftlichen Möglichkeiten besonders be- 
rücksichtigt worden. 


11. Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wie hoch die den landwirtschaftlichen 
Betrieben entstandenen zusätzlichen Belastun- 
gen aus der Kreditkostenerhöhung auf Grund 
der Diskonterhöhung vom 5. März 1970 sind, 
und ob es wegen der teuren Kredite und son- 
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stiger stark gestiegener Preise wie z. B. auf 
dem Bausektor überhaupt noch unter ökono- 
mischen Maßstäben vertretbar ist, Investitio- 
nen im landwirtschaftlichen Betrieb vorzu- 
nehmen? 

Eine Statistik über die Struktur der Kreditgeber und 
die Höhe der aus den Verpflichtungen resultieren- 
den Zinsen besteht nicht, so daß quantitative An- 
gaben nicht möglich sind. 

Durch die Diskonterhöhung vom 5. März 1970 dürfte 
grundsätzlich eine Verteuerung von l,5°/o in den 
Fällen eingetreten sein, in denen eine Refinanzie- 
rung auf Wechselbasis erforderlich wurde. Von einer 
Zinsverteuerung sind diejenigen Landwirte nicht 
betroffen, die Kredite zu festen Zinssätzen, ohne 
Zinsgleitklausel, in Anspruch genommen haben. 

Ob bzw. wie weit bei dem gegenwärtigen Zins- 
niveau Investitionen im landwirtschaftlichen Betrieb 
vertretbar sind, kann nicht global beurteilt werden, 
vielmehr sind die einzelbetrieblichen Gegebenheiten 
entscheidend. Im übrigen ist die Bundesregierung 
bemüht, im Rahmen ihres einzelbetrieblichen Förde- 
rungsprogramms Konditionen zu verwirklichen, die 
die Zinsbelastung landwirtschaftlicher Betriebe bei 
notwendigen und wirtschaftlich sinnvollen Investi- 
tionen möglichst niedrig halten. 


12. Welche Auswirkungen haben nach Ansicht der 
Bundesregierung die gegenwärtige Preisent- 
wicklung auf dem Bausektor und die stark an- 
gestiegenen Kreditkosten auf das Volumen der 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- und 
Betriebsstruktur sowie des Küstenschutzes, und 
welche Konsequenzen gedenkt sie daraus zu 
ziehen? 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- und 
Betriebsstruktur werden von den gestiegenen Bäu- 
und Kreditkosten betroffen. Da jedoch eine Vielzahl 
von Maßnahmen durch öffentliche Darlehen ge- 
fördert wird, die mit einer festen Annuität vergeben 
werden, hält sich die zusätzliche Belastung in Gren- 
zen. Mit dem neuen einzelbetrieblichen Förderungs- 
und sozialen Ergänzungsprogramm ist darüber hin- 
aus die Einführung einer Sockelfinanzierung aus 
öffentlichen Darlehen vorgesehen, die eine zusätz- 
liche Erleichterung schaffen wird. 

Die Auswirkungen der Preisentwicklung und der 
angestiegenen Kreditkosten im Bereich wasserwirt- 
schaftlicher und kulturbautechnischer Maßnahmen 
werden durch einen höheren Einsatz von staatlichen 
Mitteln für ein nach Prioritäten festgelegtes Bau- 
programm weitgehend ausgeglichen. Nach dem Vor- 
schlag der Bundesregierung werden im Haushalts- 
jahr 1971 die Mittel für diese Maßnahmen gegen- 
über dem Vorjahr um 23 Mill. DM erhöht. 

Die Maßnahmen des Küstenschutzes werden vor- 
nehmlich mit staatlichen Mitteln durchgeführt. Die 
Mittel des Bundes sollen von 110 Mill. DM im Jahr 
1970 auf 120 Mill. DM im Jahr 1971 angehoben wer- 
den. Außerdem ist im Entwurf des Bundeshaushalts- 


| plans 1971 eine Verpflichtungsermächtigung für 
i 20 Mill. DM vorgesehen. 


13. Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, 
daß die Land- und Forstwirtschaft neben ihren 
wirtschaftlichen Funktionen durch Sicherung 
der Besiedlung, Erhaltung der Landschaft und 
Schutz der Umwelt auch wichtige gesellschafts- 
politische Aufgaben erfüllt, und ist sie bereit, 
ihre agrarpolitische * Zielsetzung nach diesen 
Gesichtspunkten auszurichten und hierbei die 
wachsende Bedeutung der Zu- und Neben- 
erwerbsbetriebe angemessen zu berücksich- 
tigen? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Land- und 
Forstwirtschaft neben wirtschaftlichen Funktionen 
durch Sicherung der Besiedlung, Erhaltung und Ge- 
staltung der Landschaft und Schutz der Umwelt 
wichtige gesellschaftspolitische Aufgaben zu erfüllen 
haben. Dies ist auch im Rahmen des Sofortpro- 
gramms für Naturschutz und Landschaftspflege be- 
rücksichtigt. 

Die Zu- und Nebenerwerbsbetriebe haben in der 
Bundesrepublik Deutschland eine große Bedeutung. 
Es darf aber nicht vergessen werden, daß die Neben- 
erwerbsbetriebe über eine überwiegende außerland- 
wirtschaftliche Einkommensquelle verfügen. Deshalb 
muß auch eine Investitionsförderung in differenzier- 
ter Form durchgeführt werden. 

Das neue Konzept de£ einzelbetrieblichen Förde- 
rungs- und sozialen Ergänzungsprogramms trägt im 
Gegensatz zu früheren Förderungsrichtlinien diesen 
Anforderungen Rechnung. Es wird unter Vermei- 
dung von sozialen Härten und Spannungen gezielt 
fördern und den Neben- und Zuerwerbsbetrieben 
den Weg zur überbetrieblichen Zusammenarbeit 
weisen, die den Betrieben auf längere Sicht Entwick- 
lungschancen sichert. An der Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Wohnverhältnisse partizipieren 
die Neben- und Zuerwerbslandwirte in gleichem 
Maße wie auch Haupt erwerbslandwirte. 

Im übrigen werden Zu- und Nebenerwerbsbetriebe 
durch die allgemeinen Maßnahmen der Agrarpolitik 
gefördert. 


14. Wie kann die Bundesregierung angesichts der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung ihr 
angekündigtes Investitionshilfeprogramm, in 
dem die Beihilfen insgesamt (Zinsverbilligung 
Investitionsbeihilfe) in ihrer Höhe geringer 
sind als in der Vergangenheit, als einen Fort- 
schritt in der Strukturpolitik bezeichnen und 

a) ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Rahmen der gewerblichen Investitionsförde- 
rung nicht die Zinsverbilligung, sondern 
erst die Einführung hoher Investitionsbei- 
hilfen den entscheidenden Anstoß zur Indu- 

schritt in der Strukturpolitik bezeichnen, und 
löst hat, und 

b) ist es angesichts der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Entwicklung nicht unverantwortlich, 
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die Investitionsförderung für landwirtschaft- 
liche Betriebe durch Fortfall der Investi- 
tionsbeihilfen zu kürzen, ohne zumindest 
eine gleichgewichtige Erhöhung des Zins- 
verbilligungssatzes vorzunehmen, obwohl 
die Landwirtschaft einen bisher einmaligen 
Strukturwandel zu bewältigen hat und die 
landwirtschaftlichen Betriebe unter ungleich 
schwierigeren Ertragsverhältnissen und mit 
einem sehr viel niedrigeren Kapital- 
bildungsvermögen wirtschaften müssen als 
Betriebe in anderen Wirtschaftsbereichen? 

Das einzelbetrieblidie Förderungs- und soziale Er- 
gänzungsprogramm stellt einen wesentlichen Fort- 
schritt in der Strukturpolitik dar. Die einzelbetrieb- 
lichen Förderungsmaßnahmen werden materiell 
erheblich verbessert, erstmalig zu einem geschlosse- 
nen Konzept zusammengefaßt und durch einen brei- 
ten Fächer von notwendigen sozialen Maßnahmen 
ergänzt. Den Landwirten wird somit ein umfassen- 
der Katalog von Maßnahmen angeboten werden, der 
den unterschiedlichen strukturellen und sozialen 
Verhältnissen angepaßt ist und damit erst die Vor- 
aussetzung für eine freie Entscheidung der vom 
Strukturwandel betroffenen Landwirte schafft. 

Zu a) 

Zur Frage der Investitionsförderung im Rahmen der 
regionalen Wirtschaftspolitik und der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung im Rahmen des Pro- 
gramms ist folgendes festzustellen: 

Richtig ist, daß der entscheidende Aufschwung bei 
der Industrieansiedlung im ländlichen Raum seit 
1968 eingetreten ist. Das hat verschiedene Gründe. 
In erster Linie sind es der Konjunktur auf schwung, 
bessere Investitionsanreize (Investitionszulagen), 
ausreichende Mittel seit 1969, bessere Koordinierung 
der Planung zwischen Bund und Ländern (Regionale 
Aktionsprogramme) und ein effektiverer Einsatz der 
Mittel (Konzentration auf Schwerpunkte). 

Der Schwerpunkt der Beihilfen liegt bei 15%, wo- 
bei sich diese Beihilfen aus einer Mischfinanzierung 
(Investitionszulage, Investitionszuschüsse und zins- 
verbilligte Darlehen) zusammensetzen können. Die 
Förderung der Industrieansiedlung ist daher nicht 
günstiger als die Förderung des Einzelprojektes in 
der Landwirtschaft, bei dem der Subventionswert in 
der Regel über 15% liegt. Das Hauptproblem der 
regionalen Strukturpolitik ist es, solche Anreize zu 
geben, daß gewerbliche Produktionsbetriebe sich im 
ländlichen Raum neu ansiedeln. 

Im übrigen sollte nicht außer acht gelassen werden, 
daß es sich bei der Industrieansiedlung im ländlichen 
Raum um eine regionalpolitische Förderungsmaß- 
nahme handelt, die durch Steigerung der wirtschaft- 
lichen Leistungskraft und die Schaffung außerland- 
wirtschaftlicher Arbeitsplätze der Landwirtschaft bei 
dem strukturellen Anpassungsprozeß in erheblichem 
Maße zugute kommt. 

Zu b) 

Zu der einzelbetrieblichen Investitionsförderung im 
Rahmen des Programms ist festzustellen, daß erheb- 


liche materielle Verbesserungen gegenüber der bis- 
herigen Regelung vorgesehen sind, und zwar: 

— das mit Hilfe der Zinsverbilligung zu fördernde 
Investitionsvolumen beträgt 85 % gegenüber 
60 % bis zum 31. Dezember 1969 bzw. 66% % seit 
Beginn dieses Jahres. Selbst wenn man die alte 
Investitionsbeihilfe berücksichtigt, ergibt sich 
künftig eine beträchtliche Erhöhung des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens ? 

— Erhöhung der Beihilfen für Erschließungskosten, 
der Altstellengarantie und der Öffentlichen Dar- 
lehen? 

— Einführung einer Sockelfinanzierung durch 
öffentliche Darlehen (Annuität 3,25 %) ; 

— Zusätzliche Förderung der Grünlandbetriebe 
durch Einbeziehung der Viehaufstockung (Rinder 
und Schafe) ? 

— stärkere Förderung des ländlichen Wohnungs- 
baus? 

— Einführung von Überbrückungshilfen. 

Hieraus ergibt sich eine verbesserte Finanzierung 
im investiven Bereich, jedoch mit dem Unterschied, 
daß sie den wirtschaftlichen Belangen des einzelnen 
landwirtschaftlichen Betriebes durch größere Flexi- 
bilität besser angepaßt wird als bisher. 


15. Wie steht die Bundesregierung zu eigentums- 
feindlichen Äußerungen führender Sozialdemo- 
kraten und Freier Demokraten zu Fragen des 
Eigentums am Boden und an Produktions- 
mitteln? 

Die Bundesregierung bejaht das private Eigentum 
am Boden und an Produktionsmitteln. Sie steht un- 
eingeschränkt zu ihrer Regierungs erklärung vom 
28. Oktober 1969, die mit den programmatischen 
Aussagen der SPD und der FDP voll übereinstimmt 
und in der es u. a. heißt: „Dabei dürfen wir nicht 
aus dem Auge verlieren, daß es die breite Streuung 
privaten Eigentums zu fördern und den bäuerlichen 
Bodenbesitz zu wahren gilt." 

Die Möglichkeit zur Äußerung einer davon ab- 
weichenden Auffassung gehört zum Wesen einer 
freiheitlichen Demokratie. 

Es trifft indes nicht zu, daß sich führende Sozial- 
demokraten und Freie Demokraten zu Fragen des 
Eigentums am Boden und an Produktionsmitteln 
„eigentumsfeindlich" geäußert haben sollen. Sie 
haben sich vielmehr gegen den Mißbrauch gewandt, 
der von einzelnen Eigentümern mit ihrem Eigentum 
getrieben wird und insoweit an das Gebot des 
Artikels 14 des Grundgesetzes erinnert, wonach 
privates Eigentum nicht nur Rechte gewährt, son- 
dern auch Pflichten im Interesse des Allgemeinwohls 
auferlegt. 

Die Bundesregierung wird bestrebt sein, dieses Ge- 
bot des Grundgesetzes im vollen Umfang zu ver- 
wirklichen. 
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16. Wie und wann gedenkt die Bundesregierung 
die Maßnahmen der sozialen Sicherheit für die 
Landwirtschaft weiter auszubauen, und wie 
sollen diese Maßnahmen insgesamt finanziert 
werden? 

a) Wann ist die Bundesregierung bereit, die 
Altershilfe für Landwirte unter Wiederher- 
stellung der vollen Defizithaftung des Bun- 
des zu erhöhen und 

b) angemessene Leistungen der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung durch eine gesetz- 
liche Absicherung ausreichender Zuschüsse 
zu gewährleisten? 

c) Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
die Einrichtung einer Pflichtkrankenver- 
sicherung auf berufsständischer Ebene unter 
Berücksichtigung des Strukturwandels in 
der Landwirtschaft den Anforderungen an 
eine kostengünstige und leistungsgerechte 
Krankenversicherung der Landwirte ent- 
spricht? 

d) Ist die Bundesregierung wie die CDU/CSU- 
Fraktion der Ansicht, daß durch die voll- 
ständige Öffnung der RVO-Krankenkassen 
(Orts- und Landkrankenkassen) den Land- 
wirten auf freiwilliger Basis ein ausreichen- 
der Krankenversicherungsschutz geboten 
werden kann? 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Ent- 
wurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte zuge- 
leitet, mit dem die Finanzierung der Altershilfe in 
den Jahren 1971 und 1972 sichergestellt, die Land- 
abgaberente verbessert und der begünstigte Per- 
sonenkreis erweitert wird. Die Bundesregierung 
unterstützt die Initiative der Koalitionsfraktionen, 
im Rahmen dieses Gesetzes auch die Nachentrich- 
tung von Beiträgen zur Rentenversicherung bei 
strukturverbessernder Abgabe zu regeln. Die Finan- 
zierung dieser Vorhaben ist in der mehrjährigen 
Finanzplanung sichergestellt. Mit ihrem Inkraft- 
treten zum 1. Januar 1971 ist zu rechnen. Ferner be- 
absichtigt die Bundesregierung, die Krankenver- 
sicherung der Landwirte einschließlich der Alters- 
geldempfänger gesetzlich zu regeln. Die Vorschriften 
der Altershilfe für Landwirte werden aus Anlaß des 
Ablaufs der Übergangszeit im Jahre 1972 überprüft 
werden. Außerdem prüft die Bundesregierung, ob 
gesetzgeberische Maßnahmen in der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung notwendig sind. Dem 
Bundestag werden hierzu Vorschläge unterbreitet 
werden. 

Zu a) 

Die volle Defizitdeckung in der Altershilfe für Land- 
wirte wurde 1967 vom Parlament auf Vorschlag des 
Haushaltsausschusses durch Einfügung des § 13 a in 
das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte ein- 
geschränkt. Auf dieser Grundlage sind die entspre- 
chenden Ansätze festgelegt. Sie sind so kalkuliert, 
daß keine Fehlbeträge entstehen. Eine Erhöhung des 
landwirtschaftlichen Altersgeldes hängt nicht von 
der Wiederherstellung der vollen Defizitdeckung ab. 
Sie wird von der Bundesregierung zu gegebener Zeit 
geprüft werden. 


Zu b) 

Eine gesetzliche Absicherung des Zuschusses zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung stößt auf 
erhebliche rechtssystematische Bedenken, weil die 
gesetzliche Unfallversicherung grundsätzlich keine 
Staatszuschüsse kennt. Der Zuschuß wird daher mit 
der Zielsetzung gewährt, daß die landwirtschaft- 
lichen Unternehmer über eine Senkung der Beiträge 
zur Berufsgenossenschaft von Betriebskosten ent- 
lastet werden. Die Absicherung des Bundeszuschus- 
ses ist aus diesem Grunde nur im Rahmen der mehr- 
jährigen Finanzplanung längerfristig möglich. 

Zu c) 

Die Bundesregierung ist dieser Meinung. Sie ver- 
weist hierzu auf die Bestellungen und Berechnungen 
des Arbeitskreises für Fragen der Regelung eines 
Krankenversicherungsschutzes für selbständige 
Landwirte, in dem Sachverständige aller beteiligten 
Kreise vertreten waren. Sie weiß sich dabei auch in 
völliger Übereinstimmung mit dem Berufsstand. 

Zu d) 

Nach § 176 Abs, 1 RVO ist schon heute die Mehrzahl 
der Landwirte berechtigt, der gesetzlichen Kranken- 
versicherung freiwillig beizutreten. Von dieser 
Möglichkeit wird aber nicht in dem wünschens- 
werten Umfang Gebrauch gemacht. Es ist daher auch 
nicht zu erwarten, daß eine vollständige Öffnung 
der RVO-Krankenkassen zu einem umfassenden 
Krankenversicherungsschutz der Landwirte führt. 
Dieses Ziel kann nur durch eine Pflichtversicherung 
erreicht werden, die dem Grundsatz des Solidaraus- 
gleichs innerhalb der Landwirtschaft Rechnung trägt. 


17. Warum hat die Bundesregierung nicht die 
Gelegenheit der Beratungen über die EWG- 
Verordnung für Spinnfasern dazu benutzt, eine 
EWG-Verordnung für Hopfen durchzusetzen? 

Nach dem EWG-Vertrag hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft das alleinige Initiativ- 
recht für EWG-Verordnungen. Zum 30. Juni 1970 lag 
ein Vorschlag für eine Hopfenmarktordnung dem 
Minister rat noch nicht vor. Daraufhin hat die Bun- 
desregierung ihre Zustimmung zur Spinnfaserver- 
ordnung unter der Voraussetzung gegeben, daß die 
Kommission beschleunigt den Vorschlag für eine 
Hopfenmarktordnung vorlege. Die Kommission hat 
die Vorlage für Anfang Dezember in Aussicht 
gestellt. 


18. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um das Reinheitsgebot für Bier 
und die Beseitigung von Wettbewerbsver- 
zerrungen bei der Bierherstellung (Erstattun- 
gen für Mais) durchzusetzen? 

Die Bundesregierung hat bei den Beratungen in 
Brüssel über den Entwurf einer Richtlinie zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften über Bier mit 
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Nachdruck die Ausdehnung des geltenden deutschen 
Reinheitsgebots auf die Regelung in der Gemein- 
schaft gefordert. Sie hat dabei auf die nachteiligen 
Auswirkungen einer Aufhebung des Reinheitsgebots 
auf die Qualität des Bieres, auf den Braugersten- 
markt und die Malzindustrie hingewiesen und die 
Bedeutung der Bundesrepublik als Land mit der 
weitaus größten Bierherstellung in der Gemein- 
schaft betont. Die Bundesregierung ist gewillt, an 
dieser Forderung festzuhalten. 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag der Kom- 
mission, die Produktionserstattung für Mais, Weich- 
weizen und Bruchreis zur Bierherstellung aufzu- 
heben, für geeignet, die zur Zeit bestehenden Wett- 
bewerbsverzerrungen bei der Bierherstellung zu be- 
seitigen. Dies darf jedoch nicht um den Preis der 
Aufgabe des Reinheitsgebotes geschehen. 

Zusammenfassend bleibt festzustellen: 

Die in der Einleitung und in der Begründung der 
Großen Anfrage aufgestellte Behauptung, daß die 
Bundesregierung von den von ihr mit großem Auf- 
wand angekündigten agrarpolitischen Maßnahmen 
bisher kaum eine erfüllt habe, ist sachlich unrichtig 
und politisch kaum als ein konstruktiver Beitrag zur 
Lösung der brennenden Probleme der deutschen 
Landwirtschaft zu bezeichnen. 

Richtig ist vielmehr, daß die Bundesregierung alle in 
der Regierungserklärung zugesagten kurzfristigen 
Maßnahmen bereits verwirklicht hat. Dies gilt ins- 
besondere 

— für den Aufwertungsausgleich, der gesetzlich ab- 


gesichert und für das Jahr 1970 bereits weit- 
gehend vor der Ernte ausgezahlt wurde; 

— für die gegenüber der Finanzplanung der vorigen 
Bundesregierung dringend notwendige An- 
hebung der Ansätze für die nationale Agrarpoli- 
tik um mehr als 500 Mill. DM im Jahre 1970; 

— für die Minderung des Preisdrucks bei wichtigen 
Erzeugnissen durch den beschleunigten Abbau 
der Überschüsse. 

Ferner hat die Bundesregierung durch umfangreiche 
Initiativen deutlich gemacht, daß sie in dem bisher 
zeitlich möglichen Rahmen konsequent ihr Ziel, die 
Landwirtschaft zu einem gleichrangigen Teil unserer 
modernen Volkswirtschaft zu entwickeln, der an der 
allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwick- 
lung teilnimmt, verfolgt. Daß dieses Ziel innerhalb 
Jahresfrist nicht vollständig zu verwirklichen war, 
dürfte selbstverständlich sein. 

Die bisherigen Initiativen, wie z. B. die Konzipie- 
rung des einzelbetrieblichen Förderungs- und so- 
zialen Ergänzungsprogramms, die eingeleiteten 
Schritte zur beschleunigten Schaffung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion, die intensiven Be- 
mühungen um Ausschöpfung des preispolitischen 
Spielraums sowie die verbesserten Maßnahmen zur 
Hebung der Wirtschaftskraft ländlicher Räume - um 
nur einige zu nennen - werden durch weitere Initia- 
tiven ergänzt werden. Die Bundesregierung ist da- 
von überzeugt, daß es ihr auf diesem Wege gelingen 
wird, den Anspruch auf Chancengleichheit auch für 
die Menschen in der Landwirtschaft zu verwirk- 
lichen. 

In Vertretung 

Dr. Griesau 



